
Bundessozialgericht

- 1 RA51/79 -

I m N a m e n d e s V o l k e s

Verkündet am U r t e i 1
24.Juni 1980

in dem Rechtsstreit

.opouotocoo00Din.0oiuo...noocououcotonouoccoccuno...oncooco,

Kläger und Revisionsbeklagter,

Prozeßbevollmächtigte: ‘

.......l...l....................IICOOOOCÜIOOCIOODOICJ‚0.0.0,

g e g e n

oo...ucnoocol'cqoocuonuo ...... ‚unocuocnoo-ouo ...... o ....... ,

Beklagte und Revisionsklägerin.

Der 1. Senat des Bundessozialgerichts hat auf die münd—

liche Verhandlung vom 24. Juni 1980 in Berlin *

für Recht erkannt:

Die Revision der Beklagten gegen das Urteil des Hessischen

Landessozialgerichts vom 8. Februar 1979 wird zurück-

gewiesen.

Die Beklagte hat dem Kläger dessen außergerichtliche

Kosten auch für das Revisionsverfahren zu erstatten.
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Der Rechtsstreit wird um die Bewilligung eines Zuschusses zu
den Kosten für einen Zahnersatz als Leistung der Rehabilitation

geführt

Der Kläger ist Posaunist im Orchester des Staatstheaters K

Im Jahre 1976 wurde ihm ein den besonderen Anforderungen seines

Berufes entsprechender Zahnersatz eingegliedert. Die Kosten

hierfür betrugen DM 9.897,79. Die Krankenkasse des Klägers

und die Bayerische Versicherungskammer gewährten ihm Zuschüsse

von DM 5„59&,67 und DM 1.665,——. Von seinem Arbeitgeber erhielt
der Kläger eine Beihilfe von DM 729,——

Seinen Antrag vom 5. Januar 7976 auf eine Beihilfe zu den rest—

lichen Aufwendungen fur den Zahnersatz in Höhe von ca. DM 2.100,—»

lehnte die Beklagte durch Bescheid vom 9‚ Februar 1976 mit der

Begründung ab, durch das am 1. Oktober 1974 in Kraft getretene

Gesetz über die Angleichung der Leistungen zur Rehabilitation

vom 7° August 1974 (BGBl I S. 186?) (im folgenden: RehaAnglG)

sei der Zuschuß zu den Kosten für Zahnersatz und Zahnkronen

für die Träger der gesetzlichen Krankenversicherung (KV) zur
Pflichtleistung geworden; daher seien ihre » der Beklagten —
Richtlinien über die Bewilligung von Zahnersatzbeihilfen aufge—

hoben worden„ Widerspruch und Klage blieben ohne Erfolg (Wider-

spruchsbesoheid vom 20‚ September 1976, Urteil des Sozialgerichts

«SG» Kassel vom 25" November ?977).

U
)

»-
‚—

4

Auf die Berufung des Klägers hat da. le ssi.ssche Landessozial—

gerioht (LSG) mit Urteil vom 8? Februar 1979 das Urteil des SG
sowie die Bescheide der Beklagten aufgehoben und die Beklagte
verurteilt9 dem Kläger unter Beachtung der Rechtsauffassung des

Gerichts einen neuen Bescheid zu erteilen. Zur Begründung hat

es ausgeführt;

Die Beklagte habe zu Unrecht deswegen, weil nach ihrer Ansicht

auch im Falle des Klägers der Träger der KV allein Leistungen

...}-

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


-3-

zu erbringen habe, ihr Ermessen nicht ausgeübt. Die Träger der

KV brauchten Zahnersatz nur insoweit zu gewähren, als dies zur
Wiederherstellung der Funktionsfähigkeit eines Gebisses erfor-

derlich sei. Darum gehe es jedoch im vorliegenden Fall nicht.

Vielmehr benötige der Kläger zur weiteren Ausübung seines

Berufes als Bläser einen besonderen Zahnersatz„ Die hierfür
erforderlichen Aufwendungen überstiegen diejenigen für einen

üblichen Zahnersatz. Sie seien nicht dem Bereich der medizini—
schen, sondern dem der beruflichen Rehabilitation zuzuordnen.

In diesem Falle seien Leistungen zu erbringen, die mit der
Heilung einer Krankheit nichts mehr zu tun hätten. Für die
somit erforderliche berufliche Rehabilitation des Klägers sei

die Beklagte zuständig. @ 5 Abs 2 RehaAnglG, wonach jeder

Rehabilitationsträeer die nach Lage des Einzelfalles erforder—
ichen Leistungen vollständig und umfassend zu erbringen habe,

stehe dem nicht entgegen° Denn hinsichtlich der Spezialanferti—

gung des Zahnersatzes bestehe keine Leistunvspflicht der Kranken-

kasse; die beruflichen Auswirkungen eines Zahnersatzes würden

vom Heilerfolg im Sinne des @ 182 Abs 2 der Reichsversicherungs—

ordnung (RVG) nicht erfaßt. Mehrfache Zuständigkeiten in Bereich

der Rehabilitation habe der Gesetzgeber zwar einschränken,
aber ebenso wie die Kumulierung von Rehabilitationsleistungen

nicht ausschließen wollen„ Die Beklagte habe somit auch ohne

Vorhandensein von Richtlinien im Rahmen des ihr in @ 75 des

Angestelltenversicherungsgesetzes (AVG) eingeräumten Ermessens

zu prüfen, ob und in welcher Höhe dem Kläger eine Beihilfe zum

Zahnersatz zu gewähren sei. Dabei stehe es in ihrem Ermessen,

die beihilfefähigen Kosten voll zu übernehmen oder nur teil-

weise zu erstatten°

Mit der vom LSG zugelassenen Revision rügt die Beklagte eine

Verletzung der @@73, Wü und 1Aa AVG. Sie habe wie die übrigen
Rentenversicherungsträger aufgrund des ReheAnglG rechtlich zu—

treffend ihre Zahnersatzrichtlinien aufgehoben und die entspre—

chenden Leistungen eingestellt. Seit dem Inkrafttreten des

RehaAnglG handele es sich bei den Kosten für Zahnersatz um

eine Leistung, die primär in den Bereich der gesetzlichen KV
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falle und auf die dort sogar ein Rechtsanspruch bestehe. Zwar

seien die 2uäbhüsse auf 80 % begrenzt werden. Gleichwohl seien

die Leistungen der KV zum Zahnersatz höher als vor Inkrafttreten

es RehaAnglG° Damit sei der Eigenanteil des Patienten viel

niedriger als früher und in der Regel auch der Höhe nach zumutbar.

Im bb rigen könne die Krankenkasse nach @ 182c Satz 3 RVO in

besonderen Härtefällen den vom Versicherten zu zahlenden Rest—

betrag ganz oder teilweise Übernehmen° Es sei somit gerechtfer-

tigt9 daß die Rentenversicherungsträger Leistungen zum Zahn—

ersatz generell nicht mehr gewährten und von einer Rehabilitation

dieser Art absähen„ Der Auffassung, daß Beihilfen zum Zahnersatz

primär den Trägern der KV aufgetragen seien, habe der Gesetz—

geber nicht nur durch eine Neufassung der Vorschriften im

2; Buch der RVG Ausdruck verliehen$ sondern diese Änderungen

durch weitere Maßnahmen im Bereich der LeiStungen der Renten—

vers icherur g erganzt„ So sei das RehaAnglG von der bisherigen

"Kann"wFassung des @ 1} AVG nicht abgegargeno In % iA AVG sei
eine zahnärztliche Behandlung und insbesondere die Leistung zum
' hnersatz nicht mehr aufgeführt. Vielmehr habe die Vorschrift

eine weniger weitreichende Fassung als vorher erhalten. Zwar sei

ei1e Kumulation der Leistungen verschiedener Sozialleistunge—

träger auch nach Inkrafttreten des RehaAnglG nicht ausgeschlossen.

Andererseits aber sei sie « die Beklagte —nach wie vor nicht

verpflichtet9 bestimmte Arten von Rehabilitaticnsmaßnahmen zu

gewähren‚ Mit der Aufhebung ihrer Leistungen zum Zahnersatz

habe sie unter Berücksichtigung ihrer begrenzten M'ttel, ihrer

seit Jahren angespannten fin
*

allen Situation, des Vorranges

anderer Leistungen der

Rehabilitation

wie insbesondere stationärer

Q
;

medizir ischer Leistungen sowie er durch das RehaAnglG vorgenom—

menen neuen Gewichtsverteilung in den Leistungsberei et -en der

Kranken- und Rentenversicherung ihr Ermessen im Rahmen des @ 13

AVG fehlerfrei ausgeübt. Entgegen der Auffassung des LSG sei

sie aueh nicht deswegen zur Übernahme der Kosten verpflichtet,

weil es sich bei den einen üblichen Zahnersatz übersteigenden

Aufwendungen für Blasmusiker nicht um medizinische, sondern um

berufliche Leistungen handele„ Der gesamte Zahnersatz müsse als

_ 5 „
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Einheit gesehen werden und stelle eine medizinische Leistung

dar. Oft seien die aus rein medizinischen Gründen erforder—

lichen Bestandteile eines Zahnersatzes von den beruflich

erforderlichen gar nicht zu trennen° Überdies bleibe die Ein-

gliederung von Zahnersatz in jedem Falle eine Leistung, die

typischer ärztlicher Tätigkeit bedürfe. Andernfalls dürften

die Krankenkassen entgegen ihrer ständigen Übung die den

"üblichen" Zahnersatz übersteigenden Aufwendungen gar nicht

finanzieren, Auch führe die Auffassung des LSG zu einer Un—

gleichbehandlung gegenüber Patienten, die aus versicherungs—

rechtlichen Gründen nicht die Leistungen des Rentenversiche-

rungsträgers‚ sondern nur die der Bundesanstalt für Arbeit (BA)

in Anspruch nehmen könnten, deren Maßnahmekatalog Leistungen

zum Zahnersatz nicht vorsehe.

Die Beklagte beantragt,

das Urteil des Hessischen Landessozialgerichts

vom 8. Februar 1979 aufzuheben und die Berufung

des Klägers gegen das Urteil des Sozialgerichts

Kassel vom 25„ November 1977 zurückzuweisen.

Der Kläger beantragt„

die Revision zurückzuweisen.

Er trägt vor, schon vor der Neufassung des @ 182 Abs 1 Nr 1

Buchst d) RVO hätten die Krankenkassen regelmäßig kumulativ

neben den Rentenversicherungsträgern Leistungen für Zahn—

behandlung und -ersatz gewährt. Es sei nicht zu erkennen, daß

demgegenüber das RehaAnglG für die betroffenen Versicherten

eine Verschlechterung habe herbeiführen wollen. Aus dem

RehaAnglG sowie aus @@ 1 und 4 des Sozialgesetzbuches, Erstes

Buch, Allgemeiner Teil (SGB 1) vom 11. Dezember 1975 (BGBl I

5° 5015) sei herzuleiten, daß im sozialen Rechtsstaat derjenige,

der sozialversichert sei, vor den Fährnissen des Lebens, ins—

besondere den Folgen von Erkrankungen und deren Auswirkungen

auf seine Erwerbsfähigkeit weitestgehend geschützt werden solle.

Nirgendwo sei eine Vorschrift über das Verbot der Kumulation

- 5 _
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von Leistungen verschiedener Sozialversicherungsträger vor—
handen° Auch.rach der Rechtsprechung des Bundessozialgerichts

(BSG) sei eine solche Kumulation erlaubt und erwünscht° Daß das

LSG nicht habe erkennen lassen, welche Ziffer des Leistungs—

kataloges der beruflichen Leistungen nach @143 AVG es als gege-
ben angesehen habe, sei unschädlich. Es genüge die gemäß @ 13

AVG Zu treffende Feststellung9 daß die Erwerbsfähigkeit des

Versicherten gefährdet sei° Das Urteil des A„ Senats des BSG

vom 50, August 1979 — & RJ 20/78 — könne auf den vorliegenden

Fall keine Anwendung finden. Wie sich aus den Schreiben des

Bundesministers fur Arbeit und Sozialordnung (BMAuS)V0m 2.Januar

?97Q und des‘Vorsitzenden des Ausschusses für Arbeit und Sozial-

ordnung des Deutschen Bundestages vom 25. Juni 1977 an die
Deutsche Orchestervereinigung eVc ergebe, solle für die zahn—

medizinische Rehabilitation jedenfalls bei Orchestermusikern

äer Rentenversicherungsträger zuständig bleiben„

II

sie catch Zulassung statthafte Revision der Beklagten ist zu-

er nicnt begründet.

Der Kläger begehrt die Aufhebung des ablehnenden Bescheides

der Beklagten vom 9„ Februar 7976 in der Gestalt des Wider-
spruchsbescheiies vom 20„ September 1976 sowie die Verurteilung

der Beklagten zur Erteilung eines neuen Bescheides über die
Gewährung eines Zuschusses zu den Kosten für Zahnersatz unter

fehlerfreier Ausübung des Ermessens„ Rechtsgrundlage hierfür

ist 5 135Abs 7 Satz 1 wo 3151?des RehaAnglG„ Nach dieser Vor——
schrift kann bei - hier nicht streitiger — Erfüllung der versi-

cherungsrechtlichen Voraussetzungen des @ 13 Abs ia AVG die

Beklagte‚ wenn die Erwerbsfähigkeit eines Versicherten infolge

von Krankheit oder anderen Gebrechen oder Schwäche seiner

körperlichen oder geistigen Kräfte gefährdet oder gemindert

ist und sie voraussichtlich erhalten, wesentlich gebessert oder

wiederhergestellt werden kann, Leistungen zur Rehabilitation in

dem in den @@@@bis 14b AVG bestimmten Umfang gewähren.

_ 7 _
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Die Gewährung von Rehabilitationsleistungen steht im Ermessen
des Versicherungsträgers„ Hingegen betreffen die Fragen, ob die

vom Versicherten begehrte Leistung eine solche der Rehabili—

tation ist und ob die gesetzlichen Voraussetzungen für die
Bewilligung dieser Leistung erfüllt sind, nicht den Ermessens-

bereich der Verwaltung„ Vielmehr handelt es sich um Tat— und

Rechtsfragen‚ welche der uneingeschränkten Überprüfung und

Entscheidung durch die Gerichte der Sozialgerichtsbarkeit unter—

liegen tvgl Urteile des Senats in BSGE 48, 7a, 75 : SozR 22OO

@ 1257a Nr 6 S. 8 mwNund vom 27. Februar 1980 — ? RJ A/79 »).

Die Voraussetzungen des @ 13 Abs 1 Satz 1 AVG für die Bewilli—

gung einer Leistung Mu Rehabilitation des Klägers sind erfüllt.

Seine Erwerbsfähigkeit ist in der Zeit vor Eingliederung des

Zahnersatzes infolge von Krankheit gemindert oder zumindest

gefäb rdet gewesent Dabei ist die Erwerbsfähigkeit nicht unter

Heranziehung der in Q 23 Abs 2 Satz 2 AVG aufgeführten Kriterien

zu beurteilen„ Vielmehr genügt schon eine Minderung oder Gefähr—

dung der Erwerbsfähigkeit allein in dem bisherigen Beruf des

Versicherten (BSGE 58, 74 75 : SozR 2200 5 12375 Nr 6 S. 8}„

der*alls eine derartige Gefährdung hat vorgelegen. Nach den

ten nicht angef0fbtenen und damit (@ 165 des
Sozialgerichts ges etzes —SGG— ) für den Senat bindenden Fest—

stellungen des LSG hat der Kläger einen besonderen Zahnersatz

gebraucht, um seinen Berui als Bläser weiter ausüben zu können.

Der dem Kläger eingeglieder rte Zahnersatz ist eine Leistung zur

Rehabilitation„ Nach den Feeststellur gen des LSG ist der Kläger

hierdurch zur eiteren Pus übung seines Berufes befähigt werden.

Damit hat der Zahr ersatz der Erhaltung oder Wiederherstellung

seiner Erwerbsfähigk eit gedient Gleichwohl handelt es sich

entgegen der Ansicht des Berufungsgerichts {S. 5 des angefoch—

tenen Urteils) um eine medizinische und nicht um eine berufs—

fördernde Leistung zur Rehabilitation. Daß die Leistung der

Erhaltung oder Wiederherstellung der Erwerbsfähigkeit dient,

bedeutet allein, daß sie überhaupt als eine Leistung zur

Rehabilitation angesehen werden kann° Fur die Frage, ob sie
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eine solche der beruflichen oder der medizinischen Rehabili—

tation ist, ist ihr Zweck einer Erhaltung oder Wiederherstel—

lung der Erwerbsfähigkeit ohne Belang. Wie der Senat in seinem

Urteil vom 14, März 1979 (BSGE 48, 7A‚ 76 f° : SozR 2200 @ 1257a

Nr 6 S‚ 8 f.) für den Bereich der beruflichen Rehabilitation

ausgesprochen hat, ist das Erfordernis, daß die Erwerbsfähigkeit

des Versicherten voraussichtlich erhalten, wesentlich gebessert

oder wiederhergestellt werden kann, entgegen der insoweit miß-

verständlichen Systematik des @ 13 Abs 1 Satz 1 AVG nicht Voraus—

setzung für die Bewilligung einer berufsfördernden Leistung zur

Rehabilitation, sondern dafür, um die Leistung überhaupt als

"berufsfördernd" im Sinne des @ 1Aa AVG ansehen zu können. Ent—

sprechendes muß für den Begriff der "medizinischen Leistung zur

Rehabilitation" im Sinne des @ 1A AVG gelten° Auch insofern ist

erforderlich, daß die medizinische Leistung bestimmt und geeignet

ist, die Erwerbsfähigkeit des Versicherten voraussichtlich zu

erhalten, wesentlich zu bessern oder wiederherzustellen. Fehlt

der Leistung diese Zweckbestimmung und Eignung, so kann sie von

vornherein nicht als Leistung "zur Rehabilitation" angesehen
werden, Das folgt aus der begrenzten Zwecksetzung der Rehabili-

tation im Bereich der gesetzlichen Rentenversicherung° Zwar kann

Rehabilitation auch andere und weitergehende Ziele haben als

dasjenige einer Erhaltung, Besserung oder Wiederherstellung der
Erwerbsfähigkeit° So ist nach @ 1 RehaAnglG die Rehabilitation

darauf auszurichten, körperlich, geistig oder seelisch Behinderte

oder von einer Behinderung Bedrohte möglichst auf Dauer in Arbeit,

Beruf und Gesellschaft einzugliedern„ @ 10 SGB 1 beschreibt als

eines der Ziele der Eingliederung Behinderter die Sicherung eines

ihren Neigungen und Fähigkeiten entsprechenden Platzes in der

Gemeinschaft, insbesondere im Arbeitsleben. Nach @ 39 Abs 3 des
Bundessozialhilfegesetzes {BSHG} ist Aufgabe der Eingliederungs—
hilfe vor allem, dem Behinderten die Teilnahme am Leben in der

Gemeinschaft zu ermöglichen oder zu erleichtern, ihm die Ausübung

eines angemessenen Berufes oder einer sonstigen angemessenen
Tätigkeit Zu ermöglichen oder ihn soweit wie möglich unabhängig

von Pflege zu machen„ Eine derart weitgehende Rehabilitation ist

den Trägern der gesetzlichen Rehtenversicherung nicht aufgetragen.

_9_
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Sie können R€habilitationsleistungen lediglich mit dem Ziel
UNd ZU dem ZWGCKeiner Erhaltung, wesentlichen Besserung oder
Wiederherstelluns der Erwerbsfähigkeit der bei ihnen Versicher-
ten gewähren„ Das gilt für berufsfördernde ebenso wie für
medizinische und für ergänzende Leistungen der Rehabilitation.
Ob eine Maßnahme der Erhaltung, wesentlichen Besserung oder
Wiederherstellung der Erwerbsfähigkeit dient, ist somit allein
für die Frag@erheblich, ob es sich überhaupt um eine Leistung
"zur Rehabilitation" handelti Für die Art der Leistung „ berufs—
fördernd oder medizinisch - ergibt sich daraus nichtse

Diese Abgrenzung kann nicht nach dem Zweck der Leistung vor»
genommenwerden„ Maßgebend ist vielmehr der Gegenstand der
Jeweiligen ldaßnahme und die Art ihrer Durchführung. Das ergibt
SiCh aus einer Gegenüberstellung der @@1a und lhe AVGV Die

‘ wegen der Verwendung des Wortes "insbesondere" allerdings
nicht €FSChöpfende — Aufzählung der berufsfor„ernder Leistungen

Rehabilitation in @ l&e Abs 1 AVG zeigt9 daß es sich hierbei

um Maßnahmen hardeln muß welche mi+ anderen als medizinische-
Mitteln durchgeführt werden und nicht auf eine Besserung des

A..M ‚
G8°h„„361235t8■335 des Versicherten; sondern auf die Erhele

Berufe» Odéf 3TW@rbstetigkeit zielen„ Di‘ m
stungen zur Rehabi11 13%10m hngegen 3.“nd mac
he: ten ! i„i„iung in $ 1a AVG auf die Erheftung oder Besseren
des Gesundheitszustendes des Versicherten gerichtet ur d er»

fordern vorwiegend die Durchführung medizinischer Maßnahmen
(vgl auch Urteil des BSG vom 28„ Febrear 1930 « 8a RK 15/79 }0

Das wird dadurd Wbe Mtgt? daß @ la AVG ungeachtet erheb«
licher ntersch188de im einzelnen sei ner Grur dtendenz nach mit

der Regelung des Begriffs er Kranke en hilfe in 9 182 Abs ? RVG

übereinstimmt; Zwar ist durch die Gegenüberstellung der @@14

und lag AVG lediglich ein grobes Unterscheidungskriterium
gewonnen° Es iSt nlcht ausgeschlos sen‚ daß eine Rehabilitations«

maßnahmezugleich eine Leistung sowohl der medizinischen als
auch der beruflichen Rehabilitation oder in dem einen Fall diese

i■ anderen Fall Jene Leßiung darstellen kann„ So hat der
8a—Senat des BSG (Urteil vom 28. Februar 1980 - 8a RK 45/79 —)
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auf die M0glichkeit hingewiesen, daß Sprachstörungen außer mit

mediz;n3schen auch oder aasschließlich mit pädagogischen Maß-

nahmen bekämpft werden müssen und im letzteren Fall die Sprach—

behandlmng als berufsfördernde Maßnahme im S3nne des @ 3257a RVG

{: @ 1Ga AVG) bearteilt werden könnte„ Der Frage einer Abgren2ung

1n Überschneidungsfällen braucht hier jedoch nicht nachgegangen

zu werden. Im vorliegenden Fall geht es ausschließlich um den

Ersatz der Kosten e3ner zehn arztliehen Behandlung bzw eines

Zahnersatzes. Diese von einem Arzt erbrachte Leistung ist

— unter der hier nochmals hervorzuhebenden Voraussetzung, daß

Sie der Erhaltung„ wesentlichen Besserung oder Wiederherstellung

der Erwerbsfäh3gkeit des Ver53cherten dient — in jedem Falle

eine med3zin35che Maf.n ehme der Rehabilltatlon„ Dem steht nicht

enagegene daß anders als in @ 10 Nr 3 RehaAnglG und in @ 182

Als 7 Nr 1 Eaehst a) EVO die zahnärztl3che Behandlung und abwei-

chend von @ 182 Abs 3 Nr 3 Buchst d} RVÜ Zuschüsse Zu den Kosten
" afür Zahnersatz „ nd Zahnkrcnen 33 9 34 Er 1 AVG nicht erwähnt

werden sind„ Di es erUmstand 331 im vorliegenden Zusammenhang

unerheblic„. hm ko mn„ Bedessang erst für d3e noch zu erorternde

Frage za; ob die Beklagte trotz der Nichterwähnung der zahnärzt-

lichen Behandlung und des Zahrersatzes ;n 9 34 Nr 3 AVG sie
’:gleichwohl als Leistung der med3zzniscnen xehabilitaäion gewäh—

D-e Beklagte hat den Antrag des Klagers auf Gewährang eines

2“ es zu den ir m entstande ren Kasten des Zahnersatzes

fehlerr a£t abgelehnt„ Date“ k „n auf sich beruhen? obJ.

Se tats des BSG (Lrteil vom

5

rechend de r Me3nung des

&: Q }.
..

8a

'3?48? 3980 » 8a RK 35f'79 » } e Kann»Vorschrift des
& 1256 RVG in 33 AVG} iVm dem Gleich e.‘ tssatz und den Ermes»

serar‘cntl-n3en‚ die sich die Re„„eaverslcb rungsträger selbst

ge geber haben weit ehend za e3ner Muß—Vorschrift erstarkt iet9

;Uund eine Verweigerung der ehatuilitation nur noch 3n Ausnahme-

fallen 2aläßc. Selbst wenn die Beklagte gemäß 5 33 Abs 3 Satz 1
AVG weiterhin nach ihrem Ermessen nandeln darf9 hat sie Jeden—

bei Eriaß des angefocnt nen Bescheides vom 5„ Januar 19765
ihr Emmess& fehlerhaft ausgeübt && 5a Abs 2 Satz 2 SGG; @ 59

1 .
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Die Beklagte hat ihre ablehnende Entscheidung im wesentlichen

mit dem Hinweis auf die Aufhebung ihrer Richtlinien über die

Bewilligung von Zahnersatzbeihilfen mit Wirkung ab 1. Januar

1975 begründet. Diese Begründung für sich allein trägt den
angefochtenen Bescheid nicht° Zwar ist nicht zu beanstanden,

daß der Sozialleistungsträger ein ihm eingeräumtes Ermessen
nach Maßgabe von Richtlinien ausübto Deren Erlaß mag im Inter-

esse der Rechtssicherheit und einer Gleichbehandlung der Ver-
sicherten sogar empfehlenswert sein. Richtlinien entbinden

jedoch nicht von der Verpflichtung, in jedem Einzelfall sämt—
liche Umstände Zu prüfen, welche für die Ermessensbildung

bedeutsam sein können (vgl Urteil des Senats vom 27° Februar

1980 — 1 RJ 4/79
— mit eingehenden weiteren Nachweisen). Dem-

entsprechend entbinden umgekehrt der Wegfall oder die Aufhe-

bung von Richtlinien allein den Sozialleistungsträger nicht

schon von seiner Verpflichtung zur (fehlerfreien) Ermessens-
ausübung‚ Etwas anderes kann lediglich dann gelten, wenn die

für die Aufhebung der Richtlinien maßgebenden Erwägungen sich

ihrerseits im Rahmen des dem Sozialleistungsträger eingeräumten

Ermessens halten° Das ist vorliegend nicht der Fall°

Die Beklagte hält Sich zur Aufhebung ihrer Zahnersatz—Richt-

linien und damit zur Versagung von Zahnersatz als Leistung

zur Rehabilitation insbesondere im Hinblick auf die Neufassung

der @@182Abs 1 Nr 1 Buchst a) und 1820 RVG durch das

RehaAnglG (die abermalige Neufassung der Vorschriften durch

das Krankenversicherungs—Kostendämpfungsgesetz «KVKG- vom

27, Juni 1977 - BGBl I S. 1069 - hat hier außer Betracht zu

bleiben; vgl BSGE 459 212, 214 f„ : SozR 2200 {$ 182 Nr 29
S. 50; BSG SozR 2200 @ 1236 Nr 16 S„ 37; Urteil vom 51.Januar

1980 - 11 RA 26/79
— ) für befugt° Nach diesen Vorschriften

umfaßt die von den Trägern der gesetzlichen Krankenversiche—

rung zu gewährende Krankenpflege auch zahnärztliche Behandlung

sowie Zuschüsse zu den Kosten für Zahnersatz und Zahnkronen

(@ 182 Abs 1 Nr 1 Buchst a) und d) RV0)° Die Höhe dieser Zu-
schüsse wird durch die Satzung bestimmt; sie kann vorsehen,

daß die gesamten Kosten übernommen werden (© 1820 RVG). Durch

diese Rechtsänderung sind die Krankenkassen im Gegensatz zum

_ 12 _
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bisherigen Rechtszustand verpflichtet worden9 zu den Kosten

des Zahnersatzes zumindest einen Zuschuß zu gewähren; der Ver-

sicherte hat hierauf ab Inkrafttreten der Neuregelung einen

Rechtsanspruch {vgl Begründung der Bundesregierung zu @ 21 Nr 5

ReheAnglG; abgedruckt bei Jung—Preuß, Rehabilitation‚ 2. Aufl

1975„ s„ 227 f.)„

Dies berechtigt indes die Träger der gesetzlichen Renten—

versicherung nicht prinzipiell zur Versagung zahnärztlicher

Behandlung oder eines Zuschusses zu den Kosten für Zahnersatz,

soweit diese Maßnahmen außer der Besserung des Gesundheits-

zustandes des Versicherten auch der Erhaltung; wesentlichen

Besserung oder Wiederherstellung seiner Erwerhsfähigkeit dienen

und damit eine Leistung zur Rehabilitation darstellen. war

geht? wenn als medizinische Leistung zur Rehabilitation eine

ärztliche Behandlung in Beträcht kommt und zugleich ein Träger

der gesetzlichen Krankenversicherung Krenkenhilfe zu gewähren

hat9 dessen Zuständigkeit derjenigen des Rentenversicherungs-

trägers als Träger der medizinischen Rehabilitation vor (BSGE

459 2129 217 in : SozR 2200 % 182 Nr S„ 53 f.; BSG SozR 2200
@ 1239 Nr„ 1 S; 3}° Das kann jedoch nu denn zum völligen Aus—

schluß einer „eistungsverpflichtung de

M
*i

\0
U

!

an sich zuständigen

Rentenversicherungsträgers (vgl zum Begriff der "Zuständigkeit"

im Sinne des @6 Abs ? ReheAnglG im Gegensatz zur konkreten
Verpflichtung im Einzelfall BSGE A8„ 929 99 : SozR 2200 @ 1236

Nr‚ 15 5" 3a; Urteile vom 15„ November 1979 « 41 RA 9/79 —und
« 11 RA 22/79

»
) führen? wenn der Träger der Krankenversiche—

rung die gehetene Heilbehandlung als Sachleistung uneingeschränkt

und vollständig gewährt oder zu gewähren hat {vgl Senat in BSGE
#59 2129 218 : SczR 2200 @ 182 Nr 29 Si 5ü)„ Dies ist indes

nicht stets der Fall„ Zwar gehören zu den Trägern der Reha—

bilitation auch die Krankenkassen (Q 6 Abs 2 RehaAnglG; vgl

hierzu insbesondere Urteil des BSG vom 28„ Februar 1980 — 8a RK

5/79 „ }c Als Träger einer ausschließlich medizinischen Reha—

bilitation sind sie jedoch im Gegensatz zu anderen Sozial—
leistungsträgern mit final umfassenderer Zuständigkeit ledig—

lich zur Gewährung solcher Leistungen verpflichtet, die den

Ausgleich der Behinderung (@ ? Abs 1 RehaAnglG) selbst bezwecken,

also unmittelbar gegen die Behinderung gerichtet sind. Hingegen
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obliegt ihnen nicht die Aufgabe, die Folgen der Behinderung

auf'beruflichem, gesellschaftlichem oder privatem Gebiet zu
beseitigen (vgl ständige Rechtsprechung des BSG zum Begriff

des ”Hilfsmittels" im Sinne des @ 182b RVG: BSGE 45, 133, 136

: SozR 2200 @ 182b Nr. 4 S. 10 f.; BSG SozR 2200 @ 182b Nr 10

S. 28 f. und Nr. 12 S. 36 f.). Schon hieraus kann sich eine
Beschränkung der Verpflichtung der Krankenkassen zur Gewährung
vollständiger Sachleistungen ergeben. Sie kann ferner kraft

ausdrücklicher gesetzlicher Vorschrift bestehen. Das ist gerade

bei Zahnersatz der Fall. Für ihn haben die Krankenkassen in

Ausnahme von dem die gesetzliche Krankenversicherung grundsätz-

lich beherrschenden Sachleistungsprinzip gemäß @ 182c RVO ledig—
lich Zuschüsse zu den Kosten — wenn auch nach der hier noch

maßgeblichen Fassung der Vorschrift gegebenenfalls bis zur

vollen Höhe — zu gewähren.

In diesen Fällen ist es zwar zulässig und geboten, die Leistungs
verpflichtung des an sich zuständigen Rentenversicherungs-

trägers angesichts ihrer Subsidiarität gegenüber der Leistungs-

pflicht der Krankenkasse auf den von dieser nicht übernommenen

Teil der Aufwendungen des Versicherten zu begren2en. Hingegen

ist ein völliger Ausschluß der Leistungsverpflichtung des

Rentenversicherungsträgers nicht zu rechtfertigen. Bezüglich

der Höhe der Leistungen zur Rehabilitation — anders als für

die Frage. welcher Rehabilitationsträger sachlich zuständig

ist — ist insbesondere unter Berücksichtigung der übergeordneten

Zielsetzung des RehaAnglG nicht das Kausalprinzip, sondern das

Finalprinzip maßgebend. Die Rehabilitation ist der Prototyp

einer final ausgerichteten Leistung; ihr Ziel ist grundsätz—

lich die vollständige Rehabilitation des Behinderten (BSGE LA,

231, 23A : SozR 2200 9 1256 Nr. 3 S0 5; BSGE A6, 286, 291 f.

: SozR 2200 @ 1236 Nr 10 S. 19 f.; Urteil des Senats vom

27. Februar 1980 _ 1 RJ a/79 — )° Zwar kann es trotz dieses
Zieles jedenfalls im Rahmen der beruflichen Rehabilitation

unter bestimmten Voraussetzungen zulässig sein, insbesondere

bei der Gewährung von Kostenzuschüssen von einer Übernahme

der vollen Kosten abzusehen und diese dem Versicherten ledig—

lich teilweise zu erstatten (so im Hinblick auf die private
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Nutzung des Fahrzeuges bei der Gewährung von Kraftfahrzeughilfe

als berufsföfdernde Leistung zur Rehabilitation; vgl die vor-
erW hnten Urteile des BSG) dies auch für den Bereich der

medizinischen Reh-abi1i tat ion gelten kann, ist zweifelhaft. Die

vorgenannte Rechtsprechung des BSG beruht letztlich auf der

Erwäg‘ng‚ daß der Hentenversicherungsträger Leistungen lediglich

zur Erhaltung wesentlichen Besserung oder Wiederherstellung der

rv;erbsfähigkeit de Versicherten zu erbringen hat und die nicht

diesem9 sondern einem gleichermaßen "privaten" Zweck dienenden

Leistungen oder Leistungsteile nicht übernehmen darf° Diese Er—

wägung läßt sich auf den Bereich der medizinischen Rehabili—

tation nicht‘ohne (T
)

iteres übertrmag Dies braucht hier jedoch

-iCht vertieft zu werden. Denn mit diesem Gesichtspunkt läßt
r’°3f"

.. lenfa1ls eine Begrenzung des vem Hente nversicherungs—U
;

;,
„.

(

(„
*, Q
};

?"
}

al

r ger zu gewährenden Kostenzusch153es der Höhe nach recht—

ert1gen. Hingegen läßt sion daraus nicht seine Berechtigung

zur Versegung einer Leistung der medizinis eheen Rehabilitation

schon dem Grunde nach herleiten°

„ine sf1che Berechtigung kann auch nicht mit dem Hinweis auf ein

engebiiohes "Kumulierungsverbct" in Anspruch genommen werden.

derartiges Verbot ergibt sich insoescndere nicht aus @ 13

Abs 3 AVG. Zwar läßt hiernach die Befugris der Beklagten zur

Gewehrqig ven ied"“1nisoner und Ler uisf51dernden leistungen zur

“ “tetion die Verpflichtung und Zuständigkeit des Trägers

“ines anderen Zweiges der S zialversicherung oder einer sonstigenO

i“‘“Ch Gesetz bestimmten Sce1"e unberührt. Dies ist Jedoch wiederum

nur für die Höhe der ‘em Henter versicherungeträgex zu erbringenden

Leistung von Bedeutung‚ läßt aber unter der Joreussetzung, daß er

überhaupt zuständig ist seine „ gegenüber einem anderen Reha—

silitationstrage" gegebenenfalls subsidiäre — Verpflichtung bzw

Befugnis zur Leistungsgewährung e1s solche unberührt‚ Dement—

sprechend ist der Senat wiederholt dexon ausgegangen, daß grund—

sätzlich die Hebabilitetionsleistungen vorsehenden Normen die
Kumulierung mel.z erer Kostenzuschüsse blS zur Höhe der Vollen

Rehabilitation nicht nur für zulässig‚ sonäern aufgrund ihrer
Zwecksetzung sogar für erwünscht halten (für die berufliche Reha—

nilitation BSGE he, 23'‚ 25h : SozH 2200 @ 3256 Nr 5 S. 5; für
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die medizinische Rehabilitation BSGE 45, 212, 216 : SozR 2200
@ 182 Nr 29 S. 51; für ergänzende Leistungen zur Rehabilitation

BSG SozR 2200 @ 12A2 Nr 3 S. 8). Daran ist auch für den vor—
liegenden Fall festzuhalten.

Die Beklagte kann sich für ihre Rechtsauffassung ferner nicht
darauf berufen, daß anders als in @ 10 Nr 1 RehaAnglG und in

@ 182 Abs 1 Nr 1 Buchst a) RVG die zahnärztliche Behandlung

und in @ 182 Abs 1 Nr 1 Buchst d) RVG Zuschüsse zu den Kosten

für Zahnersatz und Zahnkronen in der Aufzählung der medizini—

schen Leistungen zur Rehabilitation in 5 14 AVG nicht ent—

halten sind. Die Aufzählung ist nicht erschöpfend. Das ergibt

sich aus der Verwendung des Begriffes "insbesondere”. Aller—

dings wird dieser Begriff ebenfalls in @ 10 RehaAnglG und in
@ 182 Abs 1 Nr ? RVOverwendet. Von daher gesehen könnte die
Nichterwähnung der zahnärztlichen Behandlung und der Zuschüsse

in @ 14 Nr 1 AVG als planmäßige und gewollte Regelung des
Inhaltes angesehen werden, daß die Rentenversicherungsträger

diese Leistungen der medizinischen Rehabilitation nicht er—

bringen dürfen. Eine derart restriktive Auslegung widerspräche

jedoch dem @ 13 Abs 1 AVG und dem 5 5 Abs 2 RehaAnglG. Diesen

Vorschriften laßt sich unter Berücksichtigung des dem Reha—

bilitationsrecht innewohnenden Finalprinzips entnehmen, daß

eder Rehabilitationsträger unter der generellen Vorausset—

N
C

.].

‘ “", ;?“
“""C)

J.
Lbee ehenden Zuständigkeit eines weiteren Trägers ergebenden

seiner Zuständigkeit und mit den sich aus der daneben

Einschränkungen (vgl für die Beklagte @ 15 Abs 3 AVG) die

Rehabilitation umfassend und vollständig vorzunehmen hat. Dem

würde es widersprechen, wenn von den möglichen Leistungen zur

Rehabilitation eine bestimmte Leistung prinzipiell ausgenommen

wird, obgleich sie zur Rehabilitation innerhalb des dem je—

weiligen Träger zugewiesenen Zuständigkeitsbereiches geeignet

und erforderlich ist. Das gilt auch für die Gewährung zahn—

ärztlicher Behandlung bzw eines Zuschusses zu den Kosten eines

Zahnersatzes im Rahmen der der Beklagten übertragenen Zustän—

digkeit für die Rehabilitation. Zwar handelt es sich hierbei

in erster Linie um eine von der Krankenkasse zu erbringende

Leistung der Krankenhilfe. Dem kann nicht mit dem Argument

-15-

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


1 61 1

begegnet werden? daß Jede Maßnahme der Krankenhilfe letztlich

auch einen pdEi‘iven Einfluß auf die Erwerbsfähigkeit des Ver—
sicherten ausübe oder m1üben sclle (vgl hierzu den erkennenden

Senat ir BSGE 45, 212 2 : SozR 2200 @ 182 Nr 29 S„ 533& Etwas

anderes muß jedoch dann géet9n, wenn wie im vorliegenden Fall
die zahnärztliche Behandlung bzwd der Zahnersatz speziell, unmit-

telbar und gezielt zer Erhaltung der Fähigkeit zur Ausübung des

bisherigen Berufes erforderlich sind„ In diesem Fall kann der

Leistung die Eigenschaft einer medizinischen Leistung zur Reha—

bilitation nicht abgesprochen und sie nicht von vornherein von
der LeisLungspflicht bzw *befugnis des Rentenvereicherungs-
trägers ausgenommen werden„ Dem stehe das Urteil des &, Senats

des BSG vom 350‚ August 1979 SozR 2200 <; 1237 Nr 721 nicht ent-

gegen„ Hierin hat der 4» Senat entschieden, daß im Rahmen der

nach €”?12%a RVOzu gewährende„ I11rei1aios‚el„lle der Rente..—
versicherungezräger weder zur Zahlung von Kosten2uschussen für

Zahnersatz oder Zehnkronen als Leistung medizinischer Reha—

oilitetien ve rpfl -chtet ist noch die WVerorgang mit fe%_erset 2
.

oder Za„„kronen a1s Sec:■ eisceng'der Rehabilitation zu erbringen

„

het„ Nach dem der E„te cneidunn zu. °„de liegenden Sacnverhalt03
1

"$ &
.

ist der Zahnersatz für eine wirheem lesen £Loseoaeke‘dl ‘ng erfor»

.'

e
derlieL gewesen„ Auf 4er Grundlage dieses Sechver ha He ist dem

41 Senats b izupfl£ohäIT 51 de(+ 'Lr“
_

f e„„ Nie gewanl„„„ ze? närztlicher(]
,

91U
S

?

„ W 13 Vorauswr'."I“. 133”8 \OZW eanes h08te„z‘rc„usses hierfüv}

sezung '„ie‚ “gl eh der wirkoemke (+

a

einer anderen Eei;be endlungs—
-«aßnahme liegt euPer„elb des denHan tenversic 11ere‚geV

’!

te g

ffung der Mög—

1 erforder—

n derartigen Sao„verk alt hat der

&. Senat in seinem Urteil vom 30 Avgust 1979 nicht ertschieden.

Im übrigen ist in jenem Recht35t reit der iräger der gesetzlichen

Rentenversicherung auf Ersatz der gesem„te n zunächst von der
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Krankenkasse getragenen Kosten des Zahnersatzes in Anspruch
genommenworden‚ Im vorliegenden Fall hingegen ist die Gewäh—
rung eines Zuschusses zu den von der Krankenkasse nicht über—

nommenen Kosten streitig° Der erkennende Senat weicht aus
diesen Gründen RiCht von dem Urteil des @. Senats vom 50„August

7979 ab.

Die prinzipielle Versagung von zahnärztlicher Behandlung oder
Zahnersatz als medizinische Leistung zur Rehabilitation läßt

Sich schließlich nicht mit den von der Beklagten angeführten
finanziellen Erwägungen rechtfertigen, Zwar kann der Renten—

Versicherungsträger bei der Bewilligung von Leistungen zur
Rehabilitation auch derartige Erwägungen anstellen. Insbeggn-
dere erfordert es das Interesse der Solidargemeinschaft der
Versicherten, nicht einzelne von ihnen durch ein Übermaß an
Leistungen ungerechtfertigt zu privilegieren (vgl BSG SozR

2200 @ 7242 Nr 5 5° 7). AUCH damlt läßt sich jedoch zunächst
nur eine Bescsränkung der Le ist1m ngshöhe und nicht sogleich die

eadsnehmslcse V rsa gung einer be“immten Art oder Gruppe der
Rehabilitaticnsle istungen begrü”d en„ Im ubrigen sind die Er

H Q
)Wägungcn de Ben ten sechlicn nicht überze;7@■d Hervor—
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%
zuheben ist n chmals Die Be„lagte ist niclt verpflichtet

Oder auch nur berechtigt, den bei ihr Versicherten (@ 15 Abs fe
AVG) und den sonstigen Berechtigten (@ 13 Abs 2 AVG) die hier
in Rede stehennden l.eistungen (zahnärztliche Behandlung, Zehn—
8Fsetz) unter denselben Vorausset2ungen und in demselben Um—
fahge zu gewähren wie die Träger der Krankenversicherung. Viel‘“

mehr is „
zusätzlich Voraussetzung für die Leistungsgewährunß

dem Grunde nach, daß die Maßnahme unmittelbar zur Erhaltung,

WGSentlichen Besserung oder Wiederherstellung der Erwerbs—
fähigkeit bestimmt und geeignet ist„ Der Höhe nach ist der
Umfang der zu gewährenden Leistungen auch unter dieser Voraus—

setzung eingeschränkt° Diese Einschränkung ergibt sich aus der
VObrangigkeit der Leistungsverpflichtung der Krankenversiche—

Tungsträger° Unter Berücksichtigung dieser Gesichtspunkte

dürfte sich die finanzielle Belastung der Beklagten in erträg—
lithen Grenzen h alté■. Außerdem ist eine einseitig und vorder—

gründig auf die zu erwartenden Ausgaben abgestellte Betrach—

tmigsweiee nicht angebracht. Vielmehr ist auch zu berück—
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sichtigen, daß die Beklagte mit der Gewährung der hier strei—

tigen medizinischen Leistungen zur Rehabilitation möglicher-

weise erheblich höhere Rentenaufwendungen ersparen kann. Dieses

Argument ist um so gewichtiger, als jedenfalls diejenige Berufs-

gruppe, welcher der Kläger angehört, Versicherte mit einer

qualifizierten Tätigkeit und einer dementsprechend engeren Ver-

weisbarkeit im Rahmen des 5 23 Abs 2 Satz 2 AVG umfaßt.

Das Berufungsgericht hat nach alledem zu Recht das Urteil des

SG sowie die angefochtenen Bescheide aufgehoben und die Beklagte

zur Erteilung eines neuen Bescheides verpflichtet. Dies muß zur
Zurückweisung der Revision führen.

Die Kostenent‘scheidung beruht auf 9“ 193 Abs 1 SGG.
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